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Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen über die Krite-
rien für die Reihung der zahnärztlichen BewerberInnen um Einzelverträge mit 
den Krankenversicherungsträgern (ZahnärztInnen-Reihungskriterien-Verord-
nung) 
 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) bedankt sich für die Übermittlung des Entwurfes der Verord-

nung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen über die Kriterien für die Reihung der 

zahnärztlichen BewerberInnen um Einzelverträge mit den Krankenversicherungsträgern 

(ZahnärztInnen-Reihungskriterien-Verordnung) und nimmt dazu Stellung wie folgt: 

 

Die Verordnung regelt nun explizit das Auswahlverfahren betreffend VertragszahnärztInnen, 

sowie der VertragskieferorthopädInnen. Im Wesentlichen wurden die Kriterien der Reihungs-

kriterien-Verordnung übernommen, wo sich bereits bisher in § 5a Sonderregelungen für  

VertragszahnärztInnen, sowie in § 5a Z 3 für BewerberInnen um einen Einzelvertrag nach 

dem „Gesamtvertrag Kieferorthopädie“ fanden.  

 

Zu den einzelnen Bestimmungen wird Folgendes angemerkt: 

 

Zu § 3 Abs 2 2. Fall  

 

In § 3 Abs 2 2. Fall soll künftig normiert werden, dass die Krankenversicherungsträger die 

Invertragsnahme der Erstgereihten ablehnen können, wenn die geplante Ordinationsstätte 

nicht barrierefrei ist. Die Übergangsbestimmungen zum Bundes-Behindertengleichstellungs-

gesetz betreffend bauliche Barrieren im Zusammenhang mit Bauwerken sind gemäß § 19 Abs 

2 bereits mit Ablauf des Jahres 2015 ausgelaufen. Den Erläuterungen wird zwar darin zuge-

stimmt, dass eine „Zusage, sich ernsthaft um einen behindertengerechten Zugang zur Praxis 

zu bemühen“, wie noch in § 2 Abs 1 Z 4 der Reihungskriterien-VO normiert, kein geeignetes 
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Kriterium mehr ist. Im Sinn der PatientInnen wird vorgeschlagen, vor der Ablehnung der In-

vertragsnahme zumindest ein Bemühen um einen behindertengerechten Zugang einzufor-

dern.  

 

Zu § 5 Z 1 lit c und d 

 

Für die BAK ist nicht ausreichend nachvollziehbar, wie die „Versorgungswirksamkeit in der 

Zukunft“ und „Versorgungswirksamkeit in der Vergangenheit“ mit der fachlichen Eignung einer 

BewerberIn in Zusammenhang stehen.  

 

Darüber hinaus bestehen keine grundsätzlichen Einwände gegen die gegenständliche  

Verordnung.  
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